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gesprochen habe2, entspreche den Tatsachen und könne wohl in Kauf genommen 
werden. Bei alledem müsse aber mit grösster Vorsicht vorgegangen werden, um 
der Sowietregierung auch nicht den geringsten Anlass zu einer Blosstellung des 
Bundesrates zu geben. Was die allfälligen Verhandlungen mit Vertretern der 
Sowietregierung anbelange, so wäre es wünschenswert, wenn sie in Berlin geführt 
werden könnten. Tunlich erscheine es auch, den Sowietleuten zu verstehen zu 
geben, sie sollen, um solche Verhandlungen in Gang zu bringen, einen Schritt bei 
der Gesandtschaft in London oder in Berlin tun.

Auf Grund der Beratung wird der Vorsteher des Justiz- und Polizeideparte- 
mentes ermächtigt, den eingangs erwähnten Ingenieur wissen zu lassen, der Bun­
desrat habe nichts dagegen einzuwenden, wenn er, vorläufig durchaus privat, mit 
den Sowietleuten, zu denen er in Berlin Beziehungen hat, die Frage der Aufhe­
bung des russischen Boykotts im Sinne der vorstehenden Erwägungen zur Spra­
che bringe, wobei er auch zu verstehen geben könne, dass von russischer Seite zur 
Anbahnung von offiziellen Verhandlungen ein Schritt bei der Schweizer 
Gesandtschaft in London oder Berlin getan werden könne.3

2. Cf. n° 272.
3. C f n° 357.
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Le Ministre de Suisse à Berlin, H. Rüfenacht, 
au Chef du Département politique, G. M otta1

RP Berlin, 11. Oktober 1924

Als der Reichsaussenminister Dr. Stresemann, wie ich in meinem letzten 
Bericht Nr. 20 vom 25. September2 meldete, mir für den Fall der Zustimmung des 
Zentrums den baldigen Eintritt der Deutschnationalen in das Reichskabinett 
ankündigte und dabei das weitere Fernbleiben der Sozialdemokraten als selbst­
verständliche und gegebene Voraussetzung dafür hinstellte, wusste er noch nicht, 
oder er verschwieg es mir, dass der Reichskanzler auch diese Partei zur Mitarbeit 
einladen werde, oder er sah voraus, dass eine solche Einladung nur eine Geste 
ohne praktische Folge bleiben werde. Immerhin hat das geschickte Verhalten der 
sozialdemokratischen Unterhändler der Volkspartei und den Deutschnationalen 
das Spiel nicht leicht gemacht. Durch ihre Erklärung, ein Zusammenarbeiten mit 
den bürgerlichen Parteien nicht grundsätzlich abzulehnen, versetzten sie die 
Volkspartei und die Deutschnationalen in die Verlegenheit, entweder gegen ihr 
innerstes Gefühl die Hand zur Verständigung zu reichen, oder durch eine Ableh­
nung den Vorwurf der Krisenmacherei auf sich zu nehmen. Sie kennen die Ent­
wicklung der Dinge aus der Presse. Die Aufstellung von Richtlinien für eine 
Volksgemeinschaft durch den Reichskanzler hat zu einem Frage- und Antwort-

1. Rem arque de Motta en tête du rapport: Der Brief Tschitscherin’s ist hochinteressant. La lettre 
en question est reproduite en annexe.
2. Non reproduit.
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spiel der Deutschnationalen und der Sozialdemokraten geführt, aus dem schliess­
lich die Unmöglichkeit eines gemeinsamen Eintrittes dieser beiden Parteien her­
vorging. A ber auch der erneute Versuch der Deutschen Volkspartei, nur den E in­
tritt der Deutschnationalen unter Ausschluss der Sozialdemokraten herbeizufüh­
ren, scheiterte am W iderstand des Zentrum s und der Dem okraten. So bleiben zur 
Zeit nur noch zwei Möglichkeiten: entweder akzeptiert die Deutsche Volkspartei 
den Vorschlag der Dem okraten, dem sich wahrscheinlich das Zentrum  anschlies- 
sen wird, nämlich die Beibehaltung des Kabinetts Marx in seiner bisherigen 
Zusammensetzung, oder sie tritt ihrerseits aus der Regierung aus, die dadurch 
eine derartige Schwächung ihrer ohnehin schmalen Basis erfahren würde, dass 
zur Auflösung des Reichstages und zu Neuwahlen geschritten werden müsste. 
H at die Deutsche Volkspartei den Eintritt der Deutschnationalen nur beantragt, 
um ein diesbezüglich gegebenes Versprechen einzulösen, so darf sie sich ruhig 
darauf berufen, ihrerseits alles in ihren Kräften Liegende getan zu haben. Ist die 
Mitwirkung der Deutschnationalen aber ein wirklicher W unsch der Volkspartei, 
so wird sie sich mit den ersteren beraten, ob dieser gemeinsame Wunsch besser 
erreicht wird durch die vorläufige Beibehaltung der gegenwärtigen Koalition und 
geduldiges W arten auf eine günstigere Gelegenheit, oder aber durch ein A us­
scheiden aus der Regierung und damit durch die Reichstagsauflösung und den 
Appell an die Wähler. Kommt es zur Auflösung, so dürfte eine nicht unwesentli­
che Verschiebung der Stärkeverhältnisse der Parteien eintreten. Jetzt aber, bevor 
die Lösung der Krisis bekannt ist, Prophezeiungen für die Neuwahlen anzustel­
len, ist müssig und zum mindesten verfrüht. Immerhin darf als ziemlich sicher 
betrachtet werden, dass die Sozialdem okraten ihren Besitzstand vergrössern wer­
den. Die etwas verbesserte wirtschaftliche Lage und die Leere der, wie man mir 
sagt, das nächste Mal von M oskau weniger ausgiebig gespiesenen Parteikasse der 
Kommunisten wird viele Angehörige dieser extremen Partei wieder den Soziali­
sten zuführen, die überdies einen Zuzug aus den Kreisen der Nationalsozialisten 
erhoffen und im Falle der A ufrechterhaltung der Agrarzollvorlage im Ruf nach 
billigem Brot eine zügige W ahlparole haben würden. Die Deutschnationalen 
können also, sofern sie nicht etwa wünschen, zwecks Sabotierung der A uslands­
politik in die Stellung der grollenden Opposition zurückgedrängt zu werden, die 
Auflösung nur wünschen, wenn sie auf mindestens gleiche W ahlerfolge wie die 
Sozialdemokraten rechnen können, was aber als ausgeschlossen betrachtet wird, 
da man ihr im Gegenteil schwere Verluste voraussagt.

In der Aussenpolitik steht im V ordergrund des Interesses der E intritt D eutsch­
lands in den Völkerbund. In unterrichteten Kreisen glaubt man, dass die Regie­
rung den bezüglichen A ntrag stellen wird. Allerdings bestehen ja diesbezüglich 
noch gewisse Hemmungen. Vorerst ist die öffentliche Meinung wenig vorbereitet, 
und wenn auch die grosse pazifistische Kundgebung im Reichstagssaal anlässlich 
der Friedenskonferenz, die mit Loebes Aufforderung «Hinein in den V ölker­
bund!» schloss, auch auf unbeteiligte Zuhörer, zu denen ich zählte, nicht ohne 
Eindruck blieb, so hat sie doch in weiten Kreisen ein lautes Echo nicht ausgelöst. 
Das A uftreten des französischen Professors Basch in Potsdam rief sogar starken 
nationalistischen Gegenkundgebungen. Überdies besteht eine gewisse Gefahr, 
dass bei einer allfälligen Auflösung des Reichstages in der darauffolgenden W ahl­
campagne das Fernbleiben vom Völkerbund zur deutschnationalen Parole
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gemacht wird. Nansen, der zur Zeit hier weilt, hat sich deshalb durch einen Ver­
mittler an die Leitung dieser Partei gewandt mit der Bitte, dies zu unterlassen. 
Denn er würde es auch im Falle des Beitritts bedauern, wenn sich, wenigstens in 
den Augen der Welt, ein starker Prozentsatz von Wählern gegen den Völkerbund 
ausgesprochen hätte. Wie ich höre, soll die deutschnationale Parteileitung bereit 
sein, den Völkerbund aus dem Spiel zu lassen, sofern die Sozialdemokraten ihrer­
seits darauf verzichten, den Beitritt zu ihm als Wahlparole zu benützen.

Wichtiger als die gefühlsmässigen sind die sachlichen Bedenken, die die Regie­
rung zu überwinden haben wird, und die namentlich in der geographischen Lage 
und in den Beziehungen zu Russland sowie in der Rücksichtnahme auf die Regie­
rung dieses Landes bestehen. Ich verweise in dieser Beziehung auf den heiligen­
den Artikel «Russland gegen Völkerbund» von Prof. Stein in Nr. 271 der «B. Z. 
am Mittag» vom 2. ds., in dem u. a. auf einen Brief von Tschitscherin vom 21. Sep­
tember 1924 Bezug genommen wird, worin der russische Aussenminister vom 
Beitritt Deutschlands, angeblich in dessen eigenem Interesse, abrät und diesen 
zudem als dem Rapallovertrag zuwiderlaufend bezeichnet. Ich konnte mir eine 
Abschrift dieses interessanten Dokumentes, dessen Wortlaut auf besonderen 
Wunsch nicht veröffentlicht wurde, verschaffen und lege sie dem vorliegenden 
Bericht bei.3 Von der Authentizität der Abschrift hatte ich Gelegenheit, mich 
durch Einsichtnahme in das Original zu überzeugen. Auf einen Artikel der offi­
ziösen «Iswestja», der sich mit dem erwähnten Artikel «Russland gegen Völker­
bund» befasst und erklärt, dass die Sowjet-Union jeden Beitritt zum Völkerbund 
in dessen gegenwärtiger Form ablehne und dass infolgedessen auch von einem 
gleichzeitigen Beitritt zusammen mit Deutschland nicht die Rede sein könne, ant­
wortet «Diplomaticus» in der «B.Z. am Mittag» Nr. 279 vom 10. ds. mit einem 
Artikel «Tschitscherin und der Völkerbund», den ich beilege.4 Der mit Sperr­
druck hervorgehobene Satz betreffend die Schweiz beruht auf meiner Unterre­
dung mit dem Verfasser des Artikels, von der ich Ihnen heute in meinem Sonder­
bericht betreffend Russland"' Kenntnis gab.

Zum Schluss notiere ich noch eine Äusserung aus Kreisen der Freunde des Bei­
tritts zum Völkerbund, wonach der deutsche Gesandte in Bern seine Gegner­
schaft gegen den letzteren nicht aufgegeben habe, sondern seinen Einfluss gegen 
denselben weiterhin in Berlin geltend zu machen versuche.6

A N N E X E

L e Commissaire du Peuple aux Affaires étrangères de l ’Union soviétique, G. Tchitchérine,
au Professeur L. Stein

L  Moskau, 21. Sept. 1924

Hochverehrter Herr Professor,
mit grosser Freude nehme ich Ihre Einladung an, für die nächste Sitzung der M ittwoch-Gesell­

schaft, in der Geheimrat Dr. v. Simons über den Eintritt Deutschlands in den Völkerbund sprechen

3. Reproduit en annexe.
4. Non reproduit.
5. Non reproduit, cf. E 2001 (C) 12 /1 .
6. Remarque de Motta en marge de ce paragraphe qu ’il a souligné: Mir hat Herr Müller erklärt, 
dass er für  den Eintritt sei. Jedenfalls ist er aber kein warmer Freund des Eintrittes.
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soll, eine kurze Darstellung meiner Ansichten in dieser Frage zuzusenden. — Rein objektiv die 
Sachlage betrachtend, denke ich, dass vom Standpunkt der deutschen Interessen der Eintritt in den 
Völkerbund eine Kapitulation, einen Kanossagang, einen Zukunftsverzicht und im grossen und 
ganzen eine bedeutende internationale Schwächung bedeuten würde. Keine formelle Reservation 
kann über die Tatsache hinweghelfen, dass der Völkerbundsvertrag eine internationale Garantie  
und eine zum System erhobene Verewigung der bestehenden Grenzen und speziell der Versailler 
Grenzen darstellt. Die jetzige G renze in Schlesien ist auch dabei inbegriffen sowie auch gewisse 
andere, uns näher berührende Grenzen. Der Völkerbund ist ein Bund der Sieger, ein gegenseitiger 
Assekuranz-Vertrag derjenigen, die dabei etwas gewonnen haben. Die beati possidentes bilden in 
dieser Form eine gemeinsame Schutzorganisation. Selbstschutz des siegreichen Imperialismus ist 
kein Pazifismus. In Rakovsky’s Deklarationen in London wurde dem System des Schutzes der Sie­
ger das entgegengesetzte System als Antithese gegenübergestellt, das rationelle System der Selbst­
bestimmung der Völker und der ethnographisch und plebiszitär regulierten Grenzen. Durch den 
Eintritt in den V ölkerbund tritt Deutschland einer bestimmten Koalition bei; Deutschland wird 
dadurch zum Satellit7, verzichtet auf die eigene politische Linie, unterstellt seine Politik derjenigen 
dieser Koalition, Deutschlands Politik kommt dadurch in Kollision mit der Rapallo-Politik. Dem 
eigenen Wunsch zuwider, durch die Macht der Tatsachen, wird Deutschland auf diese Weise in sol­
che Kombinationen und A ktionen hineingezogen, welche es in Konflikte mit uns führen werden. 
Deutschland wird dadurch solche Faktoren einbüssen, die ein Element internationaler S tärke sind. 
Deutschland selbst wird zu einem Faktor der Machtpolitik der Ententestaaten herabsinken.s

Diese Gelegenheit benutze ich, hochverehrter H err Professor, um Sie zu bitten, den Ausdruck 
meiner vorzüglichsten Hochachtung entgegenzunehmen. Indem ich Sie ersuche, meine obigen 
G edanken  in der Sitzung der Mittwoch-Gesellschaft vorzulesen, werde ich auch sehr dankbar sein, 
wenn Sie den Mitgliedern der Mittwoch-Gesellschaft meine besten Erinnerungen und freund­
schaftlichen Grüsse übermitteln, und verbleibe ¥, ,Ihr ergebener

G eorg Tschitscherin

7. Passage souligné et po in t d ’exclam ation en marge, de la m ain de Motta.
8. Phrase soulignée et double p o in t d ’exclam ation en marge, de la m ain de Motta.
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C O N S E I L  F É D É R A L  
Procès-verbal de la séance du 17 octobre 1924x

Beziehungen zu Russland 

Geheim Mündlich

Aus einem Bericht des Gesandten in Berlin2 über seine durch Prof. Stein ver­
mittelte Unterredung mit dem russischen Botschafter in London, Rakowsky, 
ergibt sich im wesentlichen folgendes:

Rakowsky führte aus, die russische Regierung hege den Wunsch, die Angele­
genheit mit der Schweiz in Ordnung zu bringen, u. a. auch wegen der Entsendung

1. E tait absent: R. Haab.
2. Reproduit en annexe.
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